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ZWISCHENRUF

Die tägliche Portion Philosophie gibt es im Supermarkt. Nicht im
Kühlregal, aber an der Kasse. Neulich jedenfalls. Ein junger Mann
räumt seine Einkäufe aufs Band. Zwischen Tiefkühlpizza und
Apfelkompott fragt die Kassiererin den Kunden: „Mensch Olli,
grüß dich. Hast du endlich einen Job gefunden?“ Der junge Mann
nickt. „Ich arbeite ganz viel.“ Die Kassiererin lässt die Bananen
aus dem Auge und fragt: „Wo?“ „An mir selbst. Die Bezahlung mag
mies sein – aber es zahlt sich trotzdem aus.“

Supermarkt-Philosophie
Vanessa Seifert

KLIMAKONZEPT

Zuschüsse für neue
Heizungen
Umweltsenator Axel Gedaschko
(CDU) hat ein neues Förder-
programm im Rahmen des Klima-
schutzkonzepts angekündigt. Es
heißt „Solarthermie + Heizung“
und fördert Heizungsmodernisie-
rungen, wenn gleichzeitig eine
neue Solarkollektoranlage in-
stalliert wird. Angestrebt wird der
beschleunigte Austausch be-
stehender Heizungsanlagen durch
Gas- oder Öl-Brennwertgeräte,
effiziente Wärmepumpen oder den
Anschluss an Wärmenetze. Die
Fördersumme beträgt mindestens
1400 Euro, höchstens aber 10 000
Euro. Beim Austausch von Nacht-
stromspeicherheizungen und 
dezentralen Elektro-Warmwasser-
systemen verdoppeln sich die
Fördersätze. Die Anträge können
durch die jeweils beauftragten
Handwerksbetriebe gestellt wer-
den. Wichtig: Die Unterstützung
durch das Land Hamburg schließt
eine zusätzliche Unterstützung
durch Programme des Bundes
nicht aus. (flk)

ÖFFENTLICHER DIENST

Ver.di ruft zu
Warnstreiks auf
Nachdem die vierte Verhandlungs-
runde um den neuen Tarifvertrag
im öffentlichen Dienst in Potsdam
ohne Annäherung zwischen beiden
Seiten verlaufen ist, ruft die 
Gewerkschaft Ver.di in Hamburg
gemeinsam mit GEW und Be-
amtenbund zum Warnstreik auf.
Am kommenden Dienstag, 
4. März, sind die Beschäftigten
der städtischen Betriebe und der
Bundesbehörden aufgefordert, ihre
Arbeit niederzulegen. In diesen
zeitlich befristeten Warnstreik
treten unter anderem die Kollegen
der Stadtreinigung, der Kitas, der
Öffentlichen Bücherhallen, der
Theater und der Bundesämter.
Auch die Beschäftigten der 
Hamburger Krankenhäuser sind
am Dienstag von Ver.di zum Warn-
streik aufgerufen. „Die Ankündi-
gung der Arbeitgeber, jetzt auch
noch die Arbeitszeitregelung zu
kündigen, ist für Ver.di eine 
verschärfte Provokation“, sagte
Ver.di-Chef Wolfgang Rose. 
„Diese Kampfansage haben wir
verstanden und antworten jetzt 
mit weiteren Warnstreiks vor 
der nächsten Runde am 6. und 
7. März.“ (flk)

TAGUNG

Gesundheitskarte
im Fokus
Um die elektronische Gesund-
heitskarte und ihre Folgen geht es
an diesem Sonnabend (10 bis
17 Uhr) bei einer Tagung im Ärzte-
haus Hamburg (Humboldtstraße
56). Eingeladen sind unter ande-
rem Referenten vom Wissen-
schaftszentrum Berlin, aus Öster-
reich, das eine Karte bereits einge-
führt hat, sowie die Bergedorfer
Hausärztin Silke Lüder. Sie spricht
über die Rolle der Gesundheits-
karte für die Umgestaltung des
Gesundheitswesens. Die Tagung
ist öffentlich. (HA)

WAHLSCHLAPPE

Roger Kusch zieht
sich zurück
Der ehemalige Hamburger 
Justizsenator Roger Kusch zieht
sich nach der Wahlschlappe bei
der Bürgerschaftswahl aus der
Politik zurück. „Ich habe geglaubt,
mit meiner Position zur inneren
Sicherheit eine nennenswerte
Minderheit in der Hansestadt zu
vertreten, und angenommen, 
dass dies eine parlamentarische
Legitimation rechtfertigt. Da bin
ich einem Irrtum aufgesessen“,
sagte Kusch gegenüber der
Zeitung „Die Welt“. Kusch hatte
mit der von ihm gegründeten
Partei „Heimat Hamburg“ bei der
Wahl am Sonntag nur 0,5 Prozent
der Stimmen erhalten. Dieses
Ergebnis habe für ihn „ein
Höchstmaß an persönlicher Ent-
täuschung“ bedeutet. Roger
Kusch, der von 2001 bis 2006 
als CDU-Mitglied Justizsenator 
der Hansestadt war, will künftig 
in Hamburg als Rechtsanwalt
arbeiten. (schmoo/dpa)

BEZIRKE

Neue Grenzen
gelten ab 1. März
Am 1. März bekommen die Bezirke
Hamburg-Mitte, Altona, Eimsbüttel
und Harburg neue Bezirksgrenzen.
Grundlage ist das „Gesetz über
die räumliche Gliederung der
Freien und Hansestadt Hamburg“,
das die Bürgerschaft am 18. Juli
2006 beschlossen hat (wir be-
richteten). Demnach wechselt der
Stadtteil Wilhelmsburg vom Bezirk
Harburg nach Hamburg-Mitte. Das
Innenstadtquartier HafenCity erhält
den Status eines eigenständigen
Stadtteils und gehört zum Bezirk
Mitte. Der neue Stadtteil setzt sich
aus Teilen der Stadtteile Altstadt,
Klostertor sowie Rothenburgsort
zusammen. Der wegfallende
Stadtteile Klostertor gibt sein
restliches Gebiet an den Stadtteil
Hammerbrook ab. Außerdem ist
das Szenequartier „Schanzen-
viertel“ zum eigenen Stadtteil
Sternschanze geworden. (flk)

WELLINGSBÜTTEL

Neue Tagespflege
wird eingeweiht
Heute um 11 Uhr wird die Tages-
pflegeeinrichtung Wellingsbüttel
offiziell durch Katrin Kell vom
Diakonischen Werk Hamburg,
Pastor Wolfgang Voigt von der
Kirchengemeinde Wellingsbüttel
und der Wandsbeker Bezirks-
amtleiterin Cornelia Schroeder-
Piller eingeweiht. Mit dieser Pfle-
geeinrichtung in der Trägerschaft
der Evangelisch-Lutherischen
Diakonissenanstalt Alten Eichen
und der Kirchengemeinde Wel-
lingsbüttel steht Senioren seit
Jahresanfang ein neues Betreu-
ungsangebot zur Verfügung. Inte-
ressierte Gäste sind herzlich zur
Eröffnung in den Rabenhorst 39
eingeladen. Nähere Informationen
zur Tagespflege in Wellingsbüttel
sind bei Birgit Fenner unter der
Telefonnummer 53 69 74 10 oder
im Internet unter der Adresse
www.diakonie-alten-eichen.de
erhältlich. (hpak) 

Der Wohnungswunsch vieler
Menschen in der Region Ham-
burg hat sich offenbar deutlich
gewandelt. Nicht mehr das
Häuschen im Grünen, sondern
das Wohnen in der Stadt steht
im Vordergrund. Diesen bereits
von Wissenschaftlern vermute-
ten Trend haben jetzt auch die
norddeutschen Wohnungsbau-
Unternehmen bestätigt. „Wir
beobachten gerade in Hamburg
eindeutig eine Re-Urbanisie-
rung“, sagte gestern Andreas
Ibel, Landesvorsitzender des
Bundesverbandes freier Immo-
bilien- und Wohnungsunter-
nehmen (BFW). Grund dafür
seien unter anderem hohe
Pendlerkosten. Zudem seien in
einer Lebensgemeinschaft heu-
te im Gegensatz zu früher meist
beide Partner berufstätig und
damit auf kurze Wege zum 
Arbeitsplatz angewiesen.

Rund 150 Mitglieder des Im-
mobilien-Verbandes tagten ges-
tern in Hamburg und diskutier-
ten mit den Bauministern von
Schleswig-Holstein, Mecklen-
burg Vorpommern und Ham-
burg über Trends im Woh-
nungsbau. Angesichts der neu-
en Entwicklung zurück in die
Stadt werde in Hamburg zu 
wenig gebaut, kritisierte BFW-
Landeschef Ibel. Tatsächlich
geht auch die Stadtentwick-
lungsbehörde von einem not-
wendigen Bedarf von rund 6500
neuen Wohnungen pro Jahr
aus, gebaut werden aber jähr-
lich lediglich um die 4000. Die
neue „Wohnungsbauoffensive“
der Stadt für 850 zusätzliche
Wohneinheiten sei zwar der
„richtige Weg, aber dennoch
nur ein Tropfen auf dem heißen
Stein“, sagte Ibel und forderte
neues Bauland und schnellere
Genehmigungsverfahren in der
Metropolregion Hamburg.

Hamburgs Bausenator Axel
Gedaschko (CDU) bestätigte
ebenfalls die Einschätzung des
Immobilienverbandes, warf
den Wohnungsbau-Unterneh-
men aber auch mangelnde 
Investitionen in den zurücklie-
genden Jahren vor. Gedaschko:
„Die Bevölkerungszahl in der
Metropolregion sinkt nicht, wie
vor einigen Jahren befürchtet,
sondern steigt.“ Das sei ein
langfristiger Trend, und des-
halb lohne es auch, hier in den
Wohnungsbau zu investieren,
so Gedaschko. Dieser Trend zei-
ge sich aber auch in höheren
Mietpreisen in der Stadt. Beson-
ders betroffen seien davon die
Altbauquartiere, in die zuneh-
mend zahlungskräftige Mieter
ziehen. Gedaschko: „Man kann
solche Jugendstil-Gebäude
aber nicht einfach klonen, wir
brauchen daher für dieses 
Klientel auch Neubaugebiete
wie die HafenCity.“ (at)

Wohnen in
der Stadt ist
wieder voll 
im Trend

Wie die Hamburger Innenstadt
samt HafenCity in Zukunft enger
mit den Elbinseln zusammen-
wachsen könnte, erfahren die
Besucher der Auswandererwelt
Ballinstadt bereits heute. Noch
bis zum 14. April werden in einer
Sonderausstellung die Ideen zur
zukünftigen Stadtplanung prä-
sentiert, die die Bewohner 
der Elbinseln im vergangenen
Herbst eingebracht hatten. An-
lass war damals der Projektauf-
ruf der Internationalen Bauaus-
stellung (IBA) „Ideen für Veddel

und Spreehafen gesucht“. Eine
neunköpfige Jury hatte die
knapp einhundert Projektvor-
schläge im Dezember begutach-
tet und die besten Vorschläge
ausgewählt. Sie sollen weiterent-
wickelt und auf ihre Umsetzung
hin überprüft werden. Ziel ist,
die ausgewählten Vorschläge als
IBA-Projekte zu realisieren. 

Die Ausstellung ist täglich von
10 bis 18 geöffnet. Bewohner 
mit den Postleitzahlen 20539,
21107 und 21109 haben freien
Eintritt. (dfe) 

Sonderausstellung präsentiert
Ideen zur Stadtplanung

Hamburg, Schleswig-Holstein
und Niedersachsen haben jetzt
eine gemeinsame Arbeitsgruppe
eingesetzt, die sich um die Re-
gion der Elbmündung kümmern
soll. Mit einem „Bewirtschaf-
tungsplan“ sollen dort verschie-
dene Interessen gebündelt wer-
den, heißt es in einer Mitteilung
der Hamburger Umweltbehörde.
Konkret gehe es um die Umset-
zung der europäischen Natur-
schutzrichtlinie Fauna-Flora-
Habitat. Dabei sollen jedoch
nicht allein ökologische Belange

berücksichtigt werden, sondern
auch wirtschaftliche Anforde-
rungen. So sei die Elbe auch eine
„international bedeutende Ha-
fenzufahrt und Lebensader für
die Metropolregion Hamburg“.
Teil des Bewirtschaftungsplans
ist zudem ein neues Tiden-Kon-
zept für die Elbe. Mit künstlichen
Inseln im Mündungsbereich will
die Hamburger Hafenverwal-
tung so die Strömungsgeschwin-
digkeit dämpfen und die Ver-
schlickung der Flachwasser-
zonen bremsen. (at)

Anrainer erarbeiten Zukunftsplan
für die Region Elbmündung

Auch ein Teil der Südseite von
Hamburgs historischer Speicher-
stadt wird jetzt kunstvoll ange-
strahlt. Rund 60 kleine Licht-
punkte illuminieren abends die
Backstein-Fassaden der beiden
Blöcke X und V – direkt gegen-
über der HafenCity-Baustelle 
am Brooktorkai. Lichtkünstler
Michael Batz hatte sie in den 
vergangenen Wochen installiert,
nachdem für den Verein „Licht-
kunst Speicherstadt“ neue Spon-
soren gefunden worden waren.
Bereits seit 2001 lässt der Verein

die Nordseite der Speicherstadt
abends beleuchten. Von der In-
nenstadt aus werden so die Kon-
turen, Giebel und auch Brücken
mit sanftem Licht nachgezeich-
net. „Es ist ein Lichtprojekt, das
mittlerweile international stark
beachtet wird“, so Batz. Mit sei-
nem Jedermann-Theater in der
Speicherstadt hatte die Idee der
Gebäude-Illuminierung vor 15
Jahren seinen Anfang genom-
men, 1999 gab es ein weiteres
Theater-Projekt, bei dem Besu-
cher mit Barkassen durch illumi-

nierte Fleete der Speicherstadt
schipperten. 2001 startete dann
das große Lichtprojekt auf der
Nordseite. Die Betriebskosten da-
für seien relativ gering, so Batz.
So arbeitet er mit speziellen Gas-
entladungslampen im Bereich
von 18 bis 24 Watt, sodass nur
wenig Strom dafür verbraucht
werde. Teuer sei jedoch die Ins-
tallation: Kabel müssen beispiels-
weise mit Hubwagen und nach
Vorgabe des Denkmalschutz-
amtes verlegt werden, pro Fassa-
den-Block kommen da laut Batz

Kosten von 20 000 bis 30 000 Eu-
ro zusammen.

Dennoch ist die Illuminierung
der Hamburger Speicherstadt
noch nicht abgeschlossen. Nächs-
tes Projekt von Lichtkünstler Batz
in der Speicherstadt: Das Café
Fleetschlösschen und ein ehema-
liges Kesselhaus am Sandtorkai,
das heute als Info-Gebäude der
HafenCity GmbH dient. Beide
Backsteinbauten sollen ab Herbst
illuminiert sein – rechtzeitig zum
120. Geburtstag der Speicher-
stadt. (at)

Jetzt leuchtet auch die südliche Speicherstadt 

Der östliche Teil der Speicherstadt auf der HafenCity-Seite wird jetzt abends bis 23.30 Uhr illuminiert. Hinter den rund 120 Jahre alten Speichergebäuden
ist die Innenstadt mit ihren Kirchtürmen von St. Nikolai (r.) und St. Katharinen zu erkennen. FOTO: MICHAEL ZAPF

Jens Meyer-Wellmann

Einen solchen Andrang hat es
lange nicht gegeben bei einer
Mitgliederversammlung der
Hamburger Grünen. Die Aula der
Max-Brauer-Schule in Altona
platzte aus allen Nähten, als die
GAL gestern Abend zur Diskussi-
on um mögliche Sondierungsge-
spräche mit der CDU lud. Neben
rund 300 stimmberechtigten Mit-
gliedern waren Medienvertreter
aus der ganzen Republik ange-
reist. Kein Wunder, gilt doch das
erste schwarz-grüne Bündnis,
das es in Hamburg geben könnte,

als möglicher Prototyp für bun-
desweite Koalitionen dieser Art. 

Der GAL-Landesvorstand ging
mit einem denkbar knapp formu-
lierten Antrag ins Rennen, in dem
er um Zustimmung bat, die Einla-
dung der CDU zu Sondierungsge-
sprächen anzunehmen. „Wenn
wir uns diesen Gesprächen nicht
stellen, wäre das ein Ausdruck
von Schwäche“, sagte GAL-Lan-
deschefin Anja Hajduk. Die grüne
Spitzenkandidatin Christa
Goetsch forderte, sich bei der Dis-
kussion „nicht gegenseitig Verrat
oder Betrug oder dergleichen“
vorzuwerfen. Es werde an die-
sem Abend nicht über die grüne
Identität entschieden, sondern
nur darüber, ein Gesprächsange-
bot anzunehmen. In der Ausspra-
che, bei der sich mehr als 30 Mit-
glieder zu Wort meldeten, blieb
der Ton unaufgeregt. Wenngleich
viele Redner ihre Skepsis gegen-
über einem Bündnis mit der CDU
deutlich machten, wurde nur von
wenigen gefordert, die Sondie-
rungsgespräche abzusagen. 

„Das CDU-Gesellschaftsmodell
steht unserem Gesellschaftsmo-

dell diametral entgegen“, sagte
ein Vertreter der grünen Jugend.
Zentrale grüne Forderungen wie
die Abschaffung der Studienge-
bühren, der Verzicht auf das Koh-
lekraftwerk Moorburg oder die
Einführung der Gemeinschafts-
schule nach dem Modell „9 macht
klug“ seien mit der CDU nicht
umzusetzen. Bei den Sondie-
rungsgesprächen müssten alle
diese Inhalte auf den Tisch. 
Die Bürgerschaftsabgeordnete
Christiane Blömeke wies darauf
hin, dass die GAL, wenn es zu ei-
ner Großen Koalition käme, zu-
sammen mit den Linken nicht
einmal genug Stimmen für Min-
derheitenrechte wie die Einset-
zung von Untersuchungsaus-
schüssen zusammenbekäme. Da-
durch wäre die Oppositionsarbeit
massiv erschwert, so Blömeke,
die sich für eine Sondierung mit
der CDU aussprach. Die frühere
Zweite Bürgermeisterin Krista
Sager verteidigte den vor der
Wahl gefassten Entschluss, not-
falls auch mit der CDU zu verhan-
deln. Nur dadurch sei die GAL in
der jetzigen Situation handlungs-

fähig. „Wir sollten mit Mut und
Selbstbewusstsein in diese Ge-
spräche gehen“, so Sager unter
Applaus. „Ja, das Leben ist ge-
fährlich, auch für Grüne. Eines
aber werden die Menschen
nicht honorieren: Leute, die aus
Prävention schon mal weglau-
fen.“ 

Am späten Abend dann sprach
sich die Mitgliederversammlung
mit großer Mehrheit für die Auf-
nahme von Sondierungsgesprä-
chen mit der CDU aus. Anträge,
die auch die Gesprächsaufnahme
mit der Linkspartei und der SPD
über ein mögliches Linksbündnis
forderten, wurden abgelehnt. 

GAL will über Schwarz-Grün verhandeln
Doch Gespräche mit
der SPD und der
Linkspartei über ein
mögliches Bündnis
lehnten die Mitglie-
der am späten Don-
nerstagabend ab. 

KOALITION GRÜNE BASIS STIMMTE FÜR SONDIERUNGSGESPRÄCHE MIT DER CDU

Die Grünen, einst entstanden als linke
Sponti- und Ökopartei ohne ernst-
haften Willen zur Macht, sind in die
Jahre gekommen – auch in Hamburg.
Im vergangenen Jahr feierte die 
GAL-Fraktion bereits ihr 25. Jubiläum.
Im Juni 1982 waren die Hamburger
Grünen mit Frontfrau Thea Bock
erstmals in die Bürgerschaft einge-
zogen – mit respektablen 7,7 Prozent
der Stimmen. Lange Bärte, Schlabber-
look, Grünpflanzen auf den Bänken
und Stricknadeln in den Händen
gehörten seinerzeit bei vielen Grünen
zum Outfit. 1986 errang die GAL mit
einer reinen Frauenliste 10,4 Prozent
der Stimmen. Im jahrelangen Gezerre

zwischen den oppositionsverhafteten
Fundis und den Realos, die eine
Regierungsbeteiligung wünschten,
setzten sich die Realpolitiker durch.
Mehrfach scheiterten Koalitionsge-
spräche mit der SPD, erst 1997 war
es so weit, und die GAL bildete eine
Koalition mit der SPD. Krista Sager
wurde Zweite Bürgermeisterin. In der
Nachbetrachtung hatten viele GALier
den Eindruck, man habe sich von der
SPD über den Tisch ziehen lassen.
Die Wähler quittierten die rot-grüne
Regierung mit deutlichen Einbußen für
die GAL – und dem Verlust der rot-
grünen Mehrheit an ein Bündnis aus
CDU, Schill und FDP. (jmw)

1982 KAMEN GRÜNE IN DIE BÜRGERSCHAFT
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